Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Energiepolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 


A. 

1. Der Bundestag stellt fest, daß die Bundesregierung dem An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU - Bundestagsdrucksache 
7/1346 vom 5. Dezember 1973 - mit ihrem Vorschlag, erste 
Maßnahmen zur Milderung sozialer Härten durchzuführen, 
die als Folge der Heizölversteuerung aufgetreten sind, teil- 
weise Rechnung trägt. 

2. Der Bundestag fordert die Bundesregieiung auf, die weitere 
Entwicklung auf dem Energiemarkt, insbesondere die Aus- 
wirkungen der gestiegenen ölpreise auf die allgemeine 
Energiekostenentwicklung, aufmerksam zu beobachten und, 
soweit erforderlich, ergänzende Maßnahmen zur Vermei- 
dung unzumutbarer Härten zu ergreifen. 

B. 

Um mittelfristig eine ausreichende Versorgung der Verbrau- 
cher mit Energie sicherzustellen, darf sich die Bundesregierung 
nicht auf ein Krisenmanagement im aktuellen Versorgungseng- 
paß beschränken. Von einer nachhaltigen Sicherung ausreichen- 
der Energie für alle Bürger und die Wirtschaft unseres Landes 
hängt langfristig auch die Sicherheit der ohnehin durch die kon- 
junkturelle Entwicklung gefährdeten Arbeitsplätze ab. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bun- 
destag unverzüglich eine Übersicht vorzulegen, aus der die Mög- 
lichkeiten der Substitution von öl durch andere Energien und 
ihre mengen- und kostenmäßige Auswirkungen sichtbar wer- 
den. 

1. Geeignete Anreize zur kurzfristigen Beseitigung von Eng- 
pässen in der Energieversorgung sollen folgende Maßnah- 
men entsprechend ihrer Dringlichkeit ermöglichen: 

1. Zur Verbesserung der Versorgungslage muß die schnelle 
Umstellung der Feuerung von schwerem Heizöl auf ande- 
re Brennstoffe bei Kraftwerken, Stahlwerken und sonsti- 
gen Großverbrauchern durchgeführt werden. 
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2. Um den Ölverbrauch in Kraftwerken herabzusetzen, soll 
ein größerer Teil der Stromversorgung als bisher von 
Kohlekraftwerken übernommen werden. 

3. Um die Versorgung der chemischen Industrie mit Rohstoff 
(Naphtal) und der Verkehrswirtschaft mit Kraftstoff 
sicherzustellen, müssen zusätzliche Mengen Leichtpro- 
dukte aus schwerem Heizöl gewonnen werden. Deshaltb 
sind Raffinerien, die über entsprechende Einrichtungen 
verfügen, möglichst voll auszulasten. 

4. Der schnelle Aus- und Neubau solcher Anlagen, die 
Rückstandsöle (schweres Heizöl) in leichte Mineralölpro- 
dukte umwandeln, ist zu fördern. 

5. Um optimale Energienutzung beim Gütertransport zu er- 
reichen, sollte in der Verkehrswirtschaft die Kooperation 
zwischen Schiene und Straße verstärkt werden. 

II. Um mittel- und langfristig die Versorgung der Bevölkerung 
und der Wirtschaft mit Energie vom Öl unabhängiger und 
damit weniger krisenanfällig zu machen, müssen folgende 
Maßnahmen unverzüglich eingeleitet werden; 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, auf geeignete 
Weise darauf hinzuwirken, daß 

— die Suche nach und die Ausbeutung von neuen Erdöl- 
vorkommen verstärkt gefördert werden, 

— schweres Heizöl so weit wie möglich durch Kohle und 
andere Energien ersetzt werden kann, 

— alle neu zu bauenden konventionellen Kraftwerke so- 
wohl mit flüssigen wie mit festen Brennstoffen be- 
feuert werden können und zugleich der Einsatz von 
Kohle gefördert wird, 

— die Modernisierung des Abbaus im Steinkohlebergbau 
verstärkt fortgesetzt wird, 

— weitere Braunkohlevorkommen beschleunigt aufge- 
schlossen werden, 

— die Suche nach und die Ausbeutung von neuen Erd- 
gasvorkommen im Bundesgebiet intensiviert werden, 

— die Nutzung von Kernenergie zur Erzeugung von 
Strom und Wärme nachhaltig gesteigert wird, 

■ — Forschung und Industrie der Notwendigkeit sparsa- 
mer und rationeller Energieverwendung durch Ent- 
wicklung und Anwendung neuer Techniken (Wärme- 
isolierung und Rückgewinnung, Direktumwandlung 
von Energie, optimale Energienutzung bei Motoren, 
etc.) Rechnung tragen. 

2. Die Bundesregierung wird deshalb ersucht, insbesondere 
dafür Sorge zu tragen, daß 

— Planungs- und Genehmigungsverfahren für Bau und 
Inbetriebnahme aller Energieversorgungsanlagen für 
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das gesamte Bundesgebiet vereinheitlicht, vereinfacht 
und in ihren Fristen abgekürzt werden, 

— über Landesentwicklungspläne eine langfristige 
Standortplanung für Raffinerien und Kraftwerke un- 
verzüglich sichergestellt wird, 

— in diesem Zusammenhang die Entscheidungskompe- 
tenzen bei Bund, Ländern und Gemeinden zusammen- 
gefaßt und koordiniert werden, 

— alle Forschungsvorhaben zur Verbreiterung und Ver- 
besserung des Energieangebotes im Bereich der Berg- 
bautechnik und in der Erschließung neuer Verwen- 
dungsmöglichkeiten für die Kohle und der Kernener- 
gie sowie der Meerestechnik verstärkt gefördert wer- 
den, 

— mit Ländern außerhalb des arabischen Raumes tech- 
nische und wirtschaftliche Kooperationsabkommen 
über zusätzliche Energielieferungen verstärkt abge- 
schlossen werden und dabei ein Höchstmaß an Ver- 
sorgungssicherheit durch Risikoteilung bei Suche, Auf- 
schließung, Lieferung und Transport angestrebt wird, 

- — in der Europäischen Gemeinschaft ein aufeinander ab- 
gestimmtes Konzept zur langfristigen Sicherung der 
Energieversorgung erarbeitet wird, 

3. Unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktsituation in un- 
serem Lande sollte der Steinkohlebergbau in den Stand 
gesetzt werden, in Zukunft einen Beitrag zur Sicherung 
der Energieversorgung in einer Größenordnung zu lei- 
sten, der etwa der heutigen entspricht. Dabei muß die 
Einsatzmöglichkeit anderer Primärenergien aus Gemein- 
schafts- und Drittländern in das Gesamtkonzept einbezo- 
gen werden. Hierzu soll die Bundesregierung neue Orien- 
tierungen geben. 


Bonn, den 11. Dezember 1973 


Carstens, Stückten und Fraktion 



